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Appell Adenauers an Moskau
Abrüstung ist vordringlich — Pariser Konferenz beendet

París <Eigenmeldimg/AP/DPA). Bunde skanzler D r. Ade­
nauer hat zum Abschluß der Pariser Konferenz eindring­
lich an die Sowjetregierung appelliert, einer allgemeinen 
Abrüstung zuzustimmen. „Es ist der feste W ille aller Partner, 
die Abrüstung gemäß den von der XJN beschlossenen Grund­
sätzen voranzutreiben. Ich möchte an die Sowjetunion das 
ernste Wort richten, sieh dies zu überlegen“, sagte Dr. Ade­
nauer wörtlich vor über hundert Journalisten.
Wenige Stunden vorher war 

die viertägige Konferenz der 
15 NATO-Staaten zu Ende ge­
gangen, deren Ergebnis in den 
Worten „Rüsten und gleichzei­
tig verhandeln“ zusammengefaßt 
werden kann. Einstimmig wurde 
im Grundsatz beschlossen, zur 
Sicherung gegen die sowjetische 
Gefahr die NATO  mit Mittel­
streckenraketen auszurüsten und 
Atomwaffenlager anzulegen, 
gleichzeitig aber die Ab- 
rüstungsfrage voranzutreiben 
und zu versuchen, das Verhält­
nis zu Moskau zu entspannen.

Adenauer bezeichnete die Kon­
ferenz als einen „uneinge­
schränkten Erfolg“. In  ähn­
lichem Sinne äußerte sich P rä ­
sident Eisenhower. E r sagte, die 
Entscheidungen der 15 Regie­
rungschefs würden den Krieg  
weniger 'wahrscheinlich und den 
Frieden sicherer machen. Man 
habe in voller Offenheit, 
Freundschaft und im Geiste der 
Zusammenarbeit beraten und 
die Einheit der NATO  gestärkt.

Als die Hauptergebnisse der 
Konferenz nannte Dr. Adenauer:

1. Die N A T O  ist jetzt auch 
eine politische Gemeinschaft.

2. Sie befaßt sich in Zukunft 
auch mit -wirtschaftlichen F ra ­
gen der Mitgliedsstaaten und 
mit Problemen der unterent­
wickelten Länder.

3. Die Paktstaaten sind fest 
entschlossen, den Abrüstungs­
gedanken unter allen Umstän­
den weiter zu verfolgen.

4. Die Konferenz bekräftigte, 
daß ein Angriff auf einen Pakt­
staat ein Angriff gegen sämt­
liche NATO-Länder bedeutet.

5. Eine umfassende Integra­
tion der Streitkräfte wurde ge­
plant.

6. In der Frage der Raketen­
stützpunkte und Atomwaffen 
wurden den politischen Instan­
zen der einzelnen Länder das

entscheidende W ort zugestan­
den.

Der Kanzler appellierte in 
diesem Zusammenhang eindring­
lich an alle Länder, diese'Frage 
nicht nach parteipolitischen Ge­
sichtspunkten zu entscheiden. 
„W ir müssen uns alle darin 
einig sein', daß die freie Welt 
in großer Gefahr schwebt. * Es 
geht um Kopf und Kragen. Die 
Einigkeit der NATO  muß sich 
auf die Parteien der einzelnen 
Länder ausdehnen.“

Skeptisch äußerte sich der 
Bundeskanzler über den Sinn 
der von Polen geforderten 
atomwaffenfreien Zone in Mit­
teleuropa. Nach seiner Meinung 
könne eine solche Zone nicht 
sehr viel zu einer Entspannung 
beitragen; man müsse beden­
ken, daß durch die Entwick­
lung der Raketen eine völlig 
veränderte Situation entstanden 
sei, durch die sich die Dinge 
kompliziert hätten.

Auf derselben Pressekonfe­
renz versicherte Bundesaußen­
minister von Brentano, daß in 
der Frage der Lieferung von 
Mittelstreckenraketen nichts 
übereilt werde. Die NATO-Staa­
ten würden aber auch keine Po­
litik der Verzögerung zulassen, 
durch die die westliche Vertei­
digungskraft geschwächt werde.

Die deutsche Frage ist nach 
Mitteilung Brentanos auf An­
regung von Eisenhower und 
Dulles „mit großer Eindring­
lichkeit“ behandelt worden. Man 
habe die Solidarität mit dem 
deutschen Volke und mit Ber­
lin bekräftigt. „W ir sind davon 
tiefst beeindruckt und sehr 
dankbar.“

Zum Abschluß der Konferenz 
wurde ein umfangreiches Kom­
munique veröffentlicht* in des­
sen Präambel die Grundsätze 
der Atlantischen Gemeinschaft 
aufgezeichnet werden. Kern­

stück des Schluß dokuments ist 
der Abschnitt über die A b ­
rüstungsfrage, in der Sowjet­
rußland eine Außenministerkon- 
ferenz zur Überwindung des to­
ten Punktes angeboten wird. 
Die Regierungen erklären sich 
bereit, Vorschläge für eine all­
gemeine oder teilweise Abrü­
stung zu prüfen, die ein Über­
einkommen ermöglichen. Die 
Regierungen halten jedoch dar­
an fest, daß eine Abrüstung nur 
unter angemessener Kontrolle 
vor sich gehen kann, was die 
Sowjetunion bisher verweigerte.

Die Regierungen bekräftigten 
die rein defensiven Ziele der 
NATO  und forderten die So­
wjetunion auf, ihre Genfer Ver­
pflichtung zur Wiederherstel­
lung der Einheit Deutschlands 
auf Grund freier Wahlen und 
im Interesse des deutschen Vol­
kes und der europäischen Si­
cherheit einzulösen. Als Beweis 
für die Weigerung der Sowjet­
union, internationale Fragen zu 
regeln, w ird auch die Fortdauer 
der Isolierung Berlins als der 
erklärten Hauptstadt Deutsch­
lands angeführt.

Die Regierungen stimmten zu, 
daß in Europa Lager von Atom- 
sprengköpfen angelegt und den 
NATO-Streitkräften Mittelstrek- 
kenraketen zur Verfügung ge­
stellt werden. Die Entscheidung 
über die Orte, an denen die L a ­
ger und die Raketenstützpunkte 
errichtet werden, fällt erst spä­
ter. Die einzelnen Regierungen 
können die Annahme solcher 
Basen jedoch verweigern.

Weitere wesentliche Be­
schlüsse sind die Verbesserung 
der politischen Konsultation 
im Ständigen NATO-Rat, die 
Ernennung eines wissenschaft­
lichen Beraters für den General­
sekretär der NATO  und die Be­
rufung eines wissenschaftlichen 
und technischen Ausschusses bei 
der NATO. Die Versicherung, 
daß eine Zusammenarbeit in 
der Grundlagenforschung und 
eine größere Förderung des 
wissenschaftlichen und techni­
schen Nachwuchses notwendig 
ist, unterstreicht die große Be­
deutung, die angesichts der Ent­
wicklung in der Sowjetunion 
dieser Frage beigemessen wird.



Ende 
eines Irrweges

S T .  „E s  g ib t politische T a ­
lente, die charakterlich an einem 
gew issen Punkte vollkommen 
versagen.“  D ieser Satz stammt 
von Otto Nusehke, dem verstor­
benen Vorsitzenden der sow jet­
zonalen CDU und stellvertreten­
den M inisterpräsidenten der 
sogenannten „Deutschen Demo­
kratischen Republik". Nusehke 
schrieb diesen Satz über seinen 
Freund Dertinger nach dessen 
Verhaftung im  Januar 1953. 
W en ige Wochen zuvor hatte 
Nusehke ihn noch im  Pa rte i­
organ „Neue Zeit" überschweng­
lich gelobt, was Nusehke nicht 
hinderte, sich dann sehr ent­
schlossen zu distanzieren und 
dabei das eingangs zitierte U r­
teil abzugeben.

Dieses U rteil g ilt  auch fü r 
Nusehke Selber. E r  w ar ein po­
litisches und journalistisches 
Talent. Sowohl als Journalist 
w ie  als politischer Funktionär 
nahm er schon vor dem ersten 
W e ltk rieg  bedeutsame Stellen 
ein. In  der W eim arer Zeit g e ­
hörte er zunächst der National­
versammlung, dann dem Preuß i­
schen Landtag an. Nach 1933 
hatte er es nicht leicht; er 
schlug sich recht und schlecht 
durch. Den Nationalsozialisten 
hatte er ein ige Male offen und 
hart seine Meinung gesagt. 1945, 
schon über sechzig Jahre alt, 
w ar er sofort bei der Gründung 
der Christlich-Demokratischen 
Union in  Berlin dabei. N ichts 
g ib t es an diesem Lebensweg 
bis zu diesem Zeitpunkt, was 
politisch zu tadeln w äre; nichts 
auch, was das Recht gäbe, den 
Charakter des Po litikers Nusch- 
ke zu bemängeln,

A ber dann kam ein „gew is­
ser Punkt“ . Vor zehn Jahren, 
im  Dezember 1947, verlangten 
die Sow jets von den bürgerli­
chen Parteien  der Sowjetzone 
Teilnahme an dem ersten Volks­
kongreß. Der Kongreß war der 
Beginn der offenen „volksdemo­
kratischen" Entwicklung, der 
erste staatsrechtliche Schritt 
Kum kommunistischen Zonen­
staat, D ie Christlich-Demokra­
tische Union der Sowjetzone 
und Berlins unter dem Vorsitz 
von Jakob Kaiser und Ernst

Lem m er lehnte ab und zwang 
damit die Sowjets, politische 
Gewalt anzuwenden. Damals, an 
diesem Punkt der deutschen 
Nachkriegsentwicklung, kam es 
w ieder einmal darauf an, nein 
zu sagen. Und damals w ar es 
Otto Nusehke, der — zusammen 
m it Dertinger —  vollkommen 
versagte. W ar er zu alt, war er 
zu ehrgeizig, hatte er Angst um 
seinen kleinen H o f vo r dem 
Stadtrand Berlins? W as alles 
m itspielte, w ird  wohl nie ganz 
klarwerden. Jedenfalls, Nusehke 
w ar das einzige direkt gewählte 
M itg lied  des Hauptvorstandes 
der CDU, das vor dem sow je­
tischen W illen  kapitulierte. 
„W enn es die Besatzungsmacht 
so w ill, was soll man da tun“ , 
faßte er seine Stellungnahme 
zusammen.

E r  wurde belohnt, w ie w ill­
fäh rige H e lfe r  belohnt zu w er­
den pflegen. D ie Sowjets ließen 
ihn zum Vorsitzenden der gleich- 
geschaltetenZonen-CDU machen, 
nach der Gründung der „D D R “ 
auch zum stellvertretenden M i­
nisterpräsidenten und zum L e i­
ter des sowjetzonalen Kirchen­
amtes. Bei solcher Entwicklung 
eines ursprünglich einwand­
fre ien  Po litikers w ird  natürlich 
eine Erklärung gesucht; beliebt 
is t dann die Entschuldigung, er 
habe mitgemacht, w eil er 
Schlimmeres verhüten wollte. 
A ber so einfach geht es m it 
Otto Nusehke nicht. E r wußte 
und mußte w issen —  schließlich 
stand ihm die politische E rfah­
rung eines Lebens zur Verfü ­
gung — , daß es damals eine 
Grenze gab, die der Po litik er 
nicht überschreiten durfte, wenn 
sein Charakterbild nicht Scha­
den nehmen sollte. E r hat sie 
damals überschritten, und es ist 
nicht bei dem einen M al ge­
blieben. Bald darauf hat er sieh 
zur Einheitslistenwahl hergege­
ben —  gegen die er ein ige Zeit 
davor noch protestiert hatte. 
Und dann hat er die. ganze 
kommunistische Umformung 
Mitteldeutschlands mitgemacht, 
verteid igt, sogar begrüßt, bis 
in diese Tage der Kirchenver­
folgung. E r hätte die M öglich­
keit gehabt, offen gegen diese 
Entwicklung aufzutreten oder 
sich von ihr offen zu lösen. Aber 
er hatte entweder nicht den 
W illen  oder nicht mehr die 
K ra ft. N ur in  Einzelfällen —  
fü r einzelne H äftlinge, bei ein­
zelnen Übergriffen —  hat er 
noch gelegentlich etwas Aner­

kennenswertes getan; das soll 
nicht verschwiegen sein.

F ü r  das Zonenregime w ir ft  
Nuschkes Tod  ein ige Fragen  
auf. N icht gew ichtige F ragen ; 
denn Nusehke w ar seit langem  
keine w irk liche politische P o ­
tenz mehr, aber lästige Fragen. 
Nusehke hatte als ehemals bür­
gerlicher Po litik er eine gewisse 
Geltung fü r nichtkommunisti- 
sche Bereiche. D ie  von ihm re­
präsentierte gleichgeschaltete 
Zonen-CDU w ar fü r das Regim e 
gut brauchbar als gleichge­
stimmter „christlicher" Reso­
nanzboden fü r kommunistische 
Parolen und Handlungen in der 
Zone. Der Nachfo lger feh lt für 
diese Funktionen. Denn w er 
je tz t  noch in  der Führung der 
Zonen-CDU ist, hat nicht ein­
mal früher einen guten Namen 
gehabt, wenn er überhaupt 
etwas bedeutet.

Hoffnungen
D T . Im  neuen Jahr stellen 

w ir  uns w ieder die F rage  nach 
der deutschen W iederverein i­
gung. Jeder hat seine eigenen 
Gesichte, jeder seine eigenen 
Erwartungen. D ie kühle V er­
nunft, die b ittere politische E r­
fahrung haben fü r manchen das 
einst so k lar und selbstver­
ständlich erscheinende B ild  von 
m orgen umflort, und andere 
w iederum  hat ganz das mensch­
liche elementare Ereign is er­
fü llt, das eine politische, w e i­
terhin unablässig angestrebte 
Entw icklung haben müßte.

W ir  erkennen, daß dieses V er­
langen nach der Zusammenge­
hörigkeit der durch P o litik  ge­
waltsam Getrennten einfach 
mehr und mehr zum Problem  
der Menschlichkeit überhaupt 
geworden ist. Das macht seine 
Schwäche und seine Stärke im 
politischen Kräfte-M essen unse­
re r  Tage  aus. Seine Schwäche, 
w e il menschliche Angelegenhei­
ten nicht auf bestimmte real 
erkenn- und umgrenzbare Zei­
ten zugeschnitten sind, seine 
Stärke aber, w eil sie keine noch 
so harte P ea l-P o lit ik  aus der 
W e lt schaffen kann. Das P ro ­
blem  F reihe it und W iederverei­
nigung ist also anders als das 
Prob lem  Europa, das so er­
staunlich w en ig  in  die Herzen



Berlin protestiert gegen „Paßgesetz44
Osimagistrat beschließt Übernahme — ,Plakatiertes Unrecht6

L ieber L eser!
W ir wollen gern wissen, wo 
und wie unsere Wochenausgabe 
Sie in der sowjetischen Be­
satzungszone erreicht hat. Die 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
wir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber mit Angabe der Num­
mer ¿er Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn M. Barth 
Berlin-Terapelhof X 

lManfred-v.-Bichthofen-Str. 2, IX 
W ir danken Ihnen für Ihre 

Hilfe.

Neben den Flüchtlingen hat 
die Bundesrepublik in diesem 
Jahre 116 000 Aussiedler aus den 
deutschen Ostgebieten jenseits 
der Oder und Neiße sowie aus 
anderen östlichen Ländern auf- 
genommen. Damit fanden fast 
400 000 Menschen eine neue Hei­
mat im Bundesgebiet.

Visa-Regelung mit Einschränkung
Berlin (AP). Die neuen Visa- 

Bestimmungen der Sowjetzonen­
regierung für amerikanische, 
britische und französische D i­
plomaten betreffen nicht solche 
Beamte, die den Militärmissio- 
nen der drei Westmächte in 
Westberlin angehören. Dies er­
klärte ein hoher Beamter der 
sowjetischen Botschaft in Ost- 
berlin auf Anfrage. Von der 
Neuregelung würden lediglich 
Diplomaten und andere Zivi­
listen betroffen, die nicht den 
Militärmissionen angehörten. 
Angehörige der Militärmissionen 
könnten auch in Zukunft ebenso 
wie bisher zwischen West­
deutschland und Berlin auf der 
Autobahn mit in russischer

Berlin (Eigenbericht). Gegen 
das sowjetzonale „Paßgesetz" 
haben Abgeordnetenhaus und 
Senat von Berlin mit Erklärun­
gen des Parlamentspräsidenten 
Landsberg und des Regierenden 
Bürgermeisters Brandt im N a­
men der Bevölkerung protestiert. 
Beide Sprecher begrüßten den 
Beschluß des „Kuratoriums Un­
teilbares Deutschland", die Men­
schenrechtskommission der Ver­
einten Nationen auf dieses 
„Paßgesetz“ hinzuweiseti, das 
nichts anderes als ein „plakatier­
tes Unrecht“ darstelle.

Sprache ausgestellten „Travel- 
Orders“ durch die Zone reisen.

Das Sowjetzonen-Außenmini- 
sterium hatte am Wochenende 
den Konsulaten der drei West­
mächte in "Westberlin mitgeteilt, 
daß vom 1. Januar an die D i­
plomaten der drei Alliierten 
Einreise- oder Transitvisa für 
die Sowjetzone bei den zustän­
digen Behörden der „DDR“ be­
antragen müssen. Bisher hatten 
die Diplomaten solche Visa von 
sowjetischen Stellen erhalten.

Von den neuen Bestimmungen 
werden vermutlich in erster 
Linie solche Diplomaten betrof­
fen, die bisher durch die Zone 
reisten, um auf ihre Posten 
nach Moskau oder Warschau zu 
gelangen. Da die drei alliierten 
Mächte die Sowjetzone nicht an­
erkannt haben und auch nicht 
die Neigung besteht, durch 
Visa-Anträge an das Pankower 
Außenministerium eine Art de- 
facto-Anerkennung herbeizufüh­
ren, werden diese Diplomaten 
in Zukunft deshalb wahrschein­
lich bei Reisen nach Polen oder 
in die Sowjetunion die Zone 
meiden und über Skandinavien 
fliegen.

Zu dem Beschluß des Ostber­
liner Magistrats, das „Paß­
gesetz" auch „für Groß-Berlin“ 
zu übernehmen und zu einem in 
diesem Zusammenhang veröffent­
lichten kommunistischen Zei­
tungskommentar, nach dem sich 
„die bestehenden Vereinbarun­
gen über den innerstädtischen 
Verkehr nicht ändern", äußerte 
sich Brandt zurückhaltend. Es 
bleibe abzuwarten, ob diese An­
kündigung den Tatsachen ent­
spreche.

*
DT. Auch die Bewohner Ost­

berlins sollen, also durch die 
Übernahme des sowjetzonalen 
Paßgesetzes in ihrer Freizügig­
keit empfindlich eingeschränkt 
werden. Zwar hat der stellver­
tretende Ostberliner Oberbür­
germeister erläuternd erklärt, 
daß der normale Personenver­
kehr zwischen den beiden Tei­
len der Stadt sowie von und 
nach Berlin nicht geändert wor­
den ist, aber eine durch diese 
neueste „Gesetzgebung“ wieder 
verstärkte Unsicherheit ist da­
mit keineswegs beseitigt: sie 
ist vielmehr in die Stadt selbst 
hineingetragen worden. Daß die 
vom Ostmagistrat übernommene 
Neuregelung nicht zur Überwin­
dung der Teilung Berlins und 
nicht zur Verbindung der deut­
schen Menschen untereinander 
beiträgt, wird auch Pankow  
kaum bestreiten können. Die 
Erklärung über -den  normal 
fortzusetzenden Verkehr zwi­
schen den Sektoren läßt aber 
immerhin den Schluß zu, daß 
sich die SED-Machthaber des 
Viermächtestatus Berlins be­
wußt sind, auch wenn sie sich 
dieses Bewußtsein von den So­
wjets beibringen lassen müßten. 
In der Tat würde jede weitere 
Verletzung des Viermächtesta­
tus —- und eine Behinderung 
des innerberliner Verkehrs 
könnte nur als eklatanter Fall 
angesehen werden! — die ost­
westliche Atmosphäre vergiften, 
um die man sich gerade jetzt 
erneut bemüht. Es ist nicht 
einzusehen, warum sich Moskau 
durch törichte Maßnahmen Pan­
kows ins schlechte Licht setzen 
lassen sollte.

263 000 Menschen verließen die Zone
B ilanz  des Jahres 1957 —  F iiichtÜngssirom  b lie b  konstant  

Bonn (Eigenbericht). Im  Jahre 1957 sind wiederum rund 
263 000 Menschen aus der Zone und Ostberlin in die Bundes­
republik geflüchtet und haben um politisches Asyl gebeten. 
Auch, im Monat Dezember hat der Flüchtlingsstrom kaum nach­
gelassen. W ie in den vergangenen Monaten kamen im Dezem­
ber rund 20 000 Menschen in den Westen, also etwa die Bevöl­
kerung einer ganzen Stadt.



Heuss; Zurück zur Geheimdiplomatie
„Siegerm äehte aus Rechtsverpflichtung nicht entlassen“

Bonn (AP/DPA). Bundespräsident Heuss hat in seinei* Neu­
jahrsansprache erneut hervorgehoben, daß die Siegerstaaten 
aus ihren wechselseitigen Beclitsverpfliehtungen zur Wieder­
vereinigung nicht entlassen werden dürfen. E r sprach sich fer­
ner für eine grundsätzliche Stiländerung der internationalen 
Politik und für eine Rückkehr zu einer „klugen Geheim­
diplomatie“ aus.

Zur Wiedervereinigung sagte 
der Bundespräsident wörtlich: 
„Die volkspolitische Aufgabe  
bleibt uns selber unmittelbar 
gestellt. Deshalb unser Grimm, 
daß die Regierung in Pankow  
die seelische und persönliche 
Verbindung über die widersin­
nige Grenze wieder erschwert, 
daß sie die Kirchen in der Ver­
tretung eines überzeitlichen 
Auftrages quält, deshalb unser 
Gruß an die Deutschen, die in 
der Sowjetzone und in den an­
grenzenden Bezirken an ihrem 
Heimatboden festhalten, deshalb 
unsere Hoffnung, daß mit einem 
g-ünstigen Weitergang der Be­
sprechungen in Moskau mensch­
liche Empfindung nicht in klein­
lich wirkender Formaljuristik 
gedrosselt w ird.“

Der Bundespräsident kriti­
sierte die gegenwärtige inter­
nationale Politik mit ihren „fast 
improvisierten Kongressen mit 
Scheinwerfern, Lautsprechern 
und Pressekonferenzen“ und 
bezeichnete sich als Anhänger 
der Geheimdiplomatie, auch 
wenn er deshalb „altmodisch 
genannt werde. E r erinnerte in 
diesem Zusammenhang daran, 
daß die Beendigung der Ber­
liner Blockade nur durch eine 
kluge Geheimdiplomatie mög­
lich gewesen sei.

Ideo log ie  a ls  R e lig ion s­
ersatz

Grundsätzlich befürwortete 
der Bundespräsident den Vor­
rang der politischen vor den

militärischen Mitteln bei der 
Lösung internationaler Streit­
fragen. Das W ort von Clause- 
witz, daß „der Krieg eine Fort­
setzung der Politik mit anderen 
Mitteln ist“, sei in seinem inne­
ren Sinn „zerborsten“. „Der 
Krieg wird durch die ihm heute 
innewohnende Vernichtungs­
macht geradezq als Bankrott-' 
erklärung der Politik erscheinen 
müssen“, sagte Heuss. Niemand 
habe die „zuverlässig wirksame 
Arznei für die Gesundung die­
ser Zeit und dieser Welt in der 
Hand“. Man müsse sich aber 
nüchtern aus den Fesseln von 
Schlagworten und Ideologien lö­
sen. Das sei eine „unbehagliche 
Zumutung für die, denen die 
Ideologie etwas wie missiona­
rischer Religionsersatz oder 
wissenschaftliches Dogma" sei.

In einem Rückblick auf die 
innenpolitischen Ereignisse des 
abgelaufenen Jahres hob der 
Bundespräsident den Ausgang 
der Bundestagswahlen hervor. 
E r bedauerte, daß vor allem im 
Ausland die symptomatische 
Deutung der Wahlen, die A b ­
sage an rechtsradikale Gruppen- 
bildungeh, in ihrer Bedeutung 
nicht genügend gewertet wor­
den sei und daß sich „auslän­
dische Politiker und Publi- 

• zisten . . , nicht von ihren ver­
staubten Klischeevorstellungen 
über die Deutschen trennen“.

Abschließend gedachte der 
Bundespräsident des verstor­
benen Berliner Bürgermeisters 
Sul\r, öes verstorbenen Bot-

Evangelische Wochenzeitung verboten
P ank ow  nahm  Anstoß an ,W arn u n g  vor M ißbrauch  der M acht4

Berlin (epd). Das Sowjet- 
zonen-Presseamt hat den Ver­
trieb einer Dezembernummer 
der evangelischen Wochenzei­
tung „Die Kirche“ wegen der 
darin enthaltenen „Warnung 
vor dem Mißbrauch der Macht 
des Menschen im technischen 
Zeitalter“ untersagt. In der 
Warnung, die von der Synode

der E K U  während ihrer Ta­
gung in Berlin-Weißensee ver­
abschiedet worden war, wird 
der Gebrauch aller Massenver­
nichtungswaffen verworfen und 
vor dem atomaren Wettrüsten 
der Weltmächte, „insbesondere 
auch vor einer atomaren Bewaff­
nung deutscher Armeen“, ge­
warnt.

schaft ers Karl Georg Pflei derer 
und der Toten des Segelschul­
schiffes „Pamir“. Mit der Erin­
nerung an die „Pamir“ verband 
der Bundespräsident den Dank 
für die bei der Katastrophe ge­
zeigte Hilfsbereitschaft vieler 
Nationen. „Daß solches mit un­
mittelbarer Menschlichkeit und 
Selbstverständlichkeit geschehen 
konnte und geschah, möge uns 
als Kraft und Symbol in das 
neue Jahr begleiten“, schloß 
Heuss.

Por zehn Jahren
D T. Zehn Jahre ist es her, 

daß die sowjetische Besatzungs­
macht ihre Befehlsgewalt ein­
setzte, um eine demokratische 
Partei der legalen Führung zu 
berauben. Am 20. Dezember 1947 
bekam Jakob Kaiser als Vor­
sitzender der Christlich-Demo­
kratischen Union der sowjeti­
schen Besatzungszone ünd Ber­
lins die Anweisung, sein Amt 
nicht mehr auszuüben. Mit ihm 
wurden auch die anderen Mit­
glieder des Haupt vor Standes ge­
troffen, die sich gegen den 
ersten „Volkskongreß“ und an­
dere kommunistische Pläne und 
Handlungen entschieden hatten. 
Ernst Lemmer, der heutige 
Bundesminister für gesamtdeut­
sche Fragen, Heinrich Krone, 
der heutige Vorsitzende der 
CDU/CSU - Bundestagsfraktion, 
der verstorbene Bundesminister 
Robert Tillmanns, der Berliner 
BundestagsabgeordneteDr.Gradl 
und manche andere gehörten zu 
dem Kreis, den damals der so­
wjetische Bann traf. Mit der 
Räumung des Parteihauses im 
Januar 1948 und dem Austritt 
des Landesverbandes Berlin aus 
der gleichgeschalteten Zonen- 
Führung fand die erste Phase 
dieser totalitären Vergewalti­
gung ihren einstVeiligen A b ­
schluß.

Die Vorgänge erregten damals 
in der ganzen Walt Aufsehen. 
Sie waren der Beginn jener 
sowjetischen Aktion, die in der 
Blockade Berlins ihren Höhe­
punkt hatte und den politischen 
W eg nach Westdeutschland öff­
nen sollte. Dieser Versuch der 
Sowjets ist gescheitert. Aber 
erst wenn Moskau einsehen 
wird, daß der damals begon­
nene und noch immer eingehal­
tene W eg falsch ist, wird im 
Herzen Europas wirklicher 
Friede möglich sein.



Hausfrauen blicken in ihr Einkaufsnetz
Tagebuchaufzeichnungen über Stimmungen und Ereignisse in Mitteldeutschland

AB. Berlin (Eigenbericht). 
Hart im Raume stoßen sich in 

diesen Tagen die menschlichen 
und politischen Tatsachen in 
der Sowjetzone. Selten treten 
die Gegensätze so kraß in E r­
scheinung.

B A U T Z E N  
Die politischen Gefangenen, 

unter ihnen der ehemalige Ober­
schüler Hermann Joseph Flade, 
durften im Weihnachtsmonat 
einen einzigen Brief D IN  A  4 
mit 20 Zeilen an ihre Angehöri­
gen schreiben. Die Briefe tra­
gen den Stempel: „Im Dezem­
ber ein Bild genehmigt. —  Um  
unnötige Anfragen zu vermei­
den, wird mitgeteilt, daß Weih­
nachtspakete nicht geschickt 
werden dürfen.“ In einem die­
ser Briefe, die in diesen Tagen 
Westberlin erreichten, heißt es: 
„Bei dieser sibirischen Kälte 
haben w ir in unseren Holzba­
racken nicht mehr als zehn 
Grad. W ir brauchen wärmere 
Sachen in dieser Jahreszeit.“ 

S p e n d e n s a m m l u n g e n  
f ü r  V i e t n a m .  Die jungen 
Pioniere der Stadt Bautzen ha­
ben 12 000 Pakete für Kinder 
kommunistischer Eltern nach 
Vietnam geschickt mit Spiel­
zeug und Wollsachen, mit Klei­
dern und Schuhen. Die Studen­
tengruppe Bautzen von der 
Dresdener Hochschule schickte 
Pakete an die sogenannten „Pa­
trioten, die von der Adenauer­
justiz eingekerkert sind“, in die 
Bundesrepublik. Etwa eine Vier­
telstunde von der Haftanstalt 
Bautzen, in der noch Hunderte 
von politischen Häftlingen sind, 
ziehen Tausende durch die hell­
erleuchtete Reichenstraße, die 
im Weihnachtsschmuck und im 
Festesglanz erstrahlt.

S C H  W  E R I N  
Zehntausende haben in den 

letzten Wochen den Weihnachts­
markt auf dem engen Markt­
platz in Schwerin besucht. Lär­
mende Geräusche, bunte, schil­
lernde Farben, ein W irbel von 
vielen geschäftigen Menschen. 
Vor dem Bezirksgericht Schwe­
rin wurde der Prozeß gegen 
Propst Maercker durchgeführt.

Der mecklenburgischen Lan­
deskirche wurde von den zu­
ständigen Staatsfunktionären 
versichert, daß die Teilnahme 
an der Jugendweihe nach wie

vor freiwillig sei und daß kein 
Zwang zum Austritt aus der 
Kirche ausgeübt würde. In  
Schwerin erhielten fünf Jugend­
liche, die sich um Lehrstellen 
bei staatlichen Unternehmen, 
volkseigenen Betrieben und 
Handelsorganisationen bewor­
ben hatten, eine Ablehnung. 
Alle fünf Jugendlichen hatten 
nicht an der Jugendweile teil­
genommen.

B R A N D E N B U R G
Teure Weihnachtsgeschenke: 

W ir müssen tagelang suchen, 
bis w ir das richtige Weihnachts­
geschenk haben. Gute Sachen 
sind einszweidrei ausverkauft. 
Besonders großes Gedränge 
herrscht immer im ' HO-Kauf- 
haus am Rathaus. Ein guter 
Herrenschuh kostet noch immer 
130 bis 150 Ostmark. In West­
berlin zahlt man dafür 30 Mark. 
In  den HO-Lebensmittelläden 
kostet ein Pfund Gänse- oder 
Entenfleisch 5 Mark, 1 Pfund  
Apfelsinen (soweit vorhanden) 
2 Mark, 1 Pfund Zitronen 2,50 
Mark, 1 Pfund Margarine 4 Mark, 
eine 100-Gramm-Tafel Schoko­
lade 5 bis 8 Mark, 100 Gramm 
Kaffee 8 Mark, 100 Gramm Ro­
sinen 1 Mark und 50 Pfennig. 
Viele Arbeiter müssen ‘ in die 
BIW A -Läden  gehen, das sind 
Spezialläden für billige Waren, 
in denen Konsumgüter zweiter 
und dritter W ahl zu niedrigen 
Preisen angeboten werden.

Aber auch die B IW A-Läden  
haben keine Reißzwecken, keine 
Nägel, keinen Fensterkitt, kei­
nen Zwirn und keine ordent­
lichen Briefumschläge in guter 
Auswahl.

Ü b e r f ü l l t  s i n d  d i e  
k i r c h l i c h e n  V e r a n ­
s t a l t u n g e n  in der schönen 
St.-Katharinen-Kirche. Als der 
berühmte Thomanerchor ein 
Gastspiel gab, standen die Men­
schen Kopf an Kopf bis zur 
Pforte. Um den Kirchplatz 
leuchten die Weihnachtsbäume, 
der festliche Schmuck der Stra­
ßen strahlt weithin, bis zu den 
hohen Wachttürmen des Zucht­
hauses Brandenburg, in dem 
über 1000 politische Häftlinge 
sitzen.

L E I P Z I G
Kürzlich meldete das HO- 

Kaufhaus „Republik“ in Leip­

zig eine 25prozentige Umsatz­
steigerung in einer fünfstün­
digen Verkaufszeit. Wettbe­
werbe selbst im Weihnachts­
geschäft! Die HO-Betriebe Leip­
zigs verpflichteten sich, ihren 
Umsatzplan gegenüber dem Vor­
jahr um 10 Prozent zu über­
bieten.

Im  D u n k e l n .  Kurz vor 
Geschäftsschluß kam es zu 
Stromabschaltungen. Schuld dar­
an hat laut Berichten der „Leip­
ziger Volkszeitung“ die Bevöl­
kerung, die dem „Wattfraß“ 
nicht zu Leibe rückt. „Die Be­
völkerung würde in den Spit­
zenbelastungszeiten die Heiz­
öfen nicht ausschalten“, heißt 
es. Der Kreisenergiebeauftragte 
richtet an die Bevölkerung der 
Messestadt den dringenden Ap ­
pell : „Jeder Messestädter hat 
den Schalthebel selbst in der 
Hand.“

Das Braunkohlenrevier Borna 
hei Leipzig kämpft um die 
Planerfüllung. Der Frostein­
bruch hat die Braunkohlen-Pro- 
duktion nahezu vollständig zum 
Erliegen gebracht. Die Abraum­
betriebe haben den Jahresplan 
nur zur Hälfte erfüllen können, 
z. B. Pirkau 49,2 Prozent, Ze­
chau 52,1 Prozent und Groß- 
zössen 48,7 Prozent.
. H a u p t t h . e m a  : Umsatz­

plan, Planerfüllung und Export­
plan. Die Hausfrau blickt aber 
nicht auf den.Plan, sondern in 
ihr Einkaufsnetz. Als auf einem 
Einwohnerforum eine Hausfrau  
aus Leipzig erklärte, sie würde 
nichts von Planökonomie ver­
stehen, aber sie -würde mit offe­
nen Augen durch die Läden ge­
hen und sehen, daß das Ange­
bot sehr unzureichend ist, er­
hielt sie vom geschulten SED- 
Funktionär die Antwort, sie 
würde die „richtigen Perspek­
tiven“ noch nicht erkennen kön­
nen. Das seien alles Übergangs­
erscheinungen auf dem W eg  
vom Kapitalismus zum Sozialis­
mus . . .

Am Schluß der Einwohner­
versammlung in der Stadthalle 
wurden Spenden für die .Frei­
heitskämpfer in Algerien und 
Vietnam gesammelt.



Sowiet-EFfolge nicht überschätzen!
Moskau (AP/DPA). Beide Hau- 

ser des sowjetischen Parla­
ments haben den Staatshaus­
halt für das Jahr 195S und den 
Plan zur weiteren Entwicklung 
der Volkswirtschaft einstimmig 
gebilligt. Der Staatshaushalt 
sieht, wie gemeldet, Einnahmen 
in Höhe von 641,9 Milliarden 
R ubel.und Ausgaben in Höhe 
von 626,7 Milliarden Rubel vor, 
wobei besonderes Gewicht auf 
den Ausbau der Schwerindustrie 
und die Förderung der wissen­
schaftlichen Forschung gelegt 
wird.

Bel der Erörterung des Etats 
begrüßte der Präsident der so­
wjetischen Akademie der W is­
senschaften, Nesmejanow, die 
vorgesehene stärkere finanzielle

Unterstützung der Wissenschaft. 
E r warnte davor, trotz Sputniks 
und interkontinentaler Raketen 
den Stand der sowjetischen 
Wissenschaft zu überschätzen 
und erklärte, es herrsche ein 
Mißverhältnis zwischen den Zu­
wendungen für wissenschaft­
liche Ausrüstungen und den 
Ausgaben für die Ausbildung 
von Wissenschaftlern und Tech­
nikern. Während für die Aus­
bildung sehr viel getan werde, 
sei die Industrie infolge zu ge­
ringer Zuwendungen nicht fähig, 
die ihr gestellten Aufgaben zu 
erfüllen. So sei beispielsweise 
ein von der deutschen Firma 
Siemens entwickeltes Elektro- 
nen-Mikroskop viel besser als 
gewisse Sowjeterzeugnisse auf 
dem Gebiet.

Hoffnungen
Fortsetzung von Seite 2 

der Zeitgenossen gedrungen ist. 
W äre die Einigung Europas 
wirklich ein menschliches Ver­
langen der beteiligten Völker, 
dann müßten w ir wohl an 
der Jahreswende einen Über­
schwang der Gefühle erleben. 
Der Beginn des Gemeinsamen 
Marktes und der gemeinsamen 
europäischen Atom - Gemein­
schaft, der dieses sonst so dun­
kel verhangene Jahr eröffnet, 
ist fü r die meisten Mitlebenden 
nicht mehr als ein wirtschafts­
politisches Datum. Das Mißver­
gnügen an Europa, das zu den 
trübsten Zeichen unserer Zeit 
gehört, steht dabei im klaren 
Gegensatz zu den wirklich greif­
baren Entwicklungen, die die 
Einigungsbewegung Europas 
durchgemacht hat.

*
Gewiß, es hat in den ersten 

Jahren nach dem Kriege, min­
destens im total zerschlagenen 
und ausgehöhlten Deutschland, 
eine Art Begeisterung für ein 
die nationalen Grenzen überwin­
dendes einiges Europa gegeben. 
Diese Europa-Begeisterung ist 
aber längst erloschen. Man 
glaubte, Europa im Sturm er­
obern, gründen und festigen zu 
können. Zunächst versuchte man 
es politisch mit hochfiiegenden 
Plänen einer europäischen Staa­
tengemeinschaft, gleich der, die 
heute die Vereinigten Staaten 
von Amerika zu einem föderalen 
Einheitsstaat zusammengeschlos­

sen hat. Das alte Europa mit 
seinen nationalen Landschaften 
und Werten mußte sich diesem 
kühnen Konstruktionsversuch 
versagen. Mit der wirtschaft­
lichen Montanunion von Kohle 
und Stahl wurde dann, zunächst 
auf den Raum der sechs Staa­
ten: Bundesrepublik, Frank­
reich, Italien, Belgien, Holland 
und Luxemburg beschränkt, 
eine erste, sehr reale europä­
ische Gemeinschaft geschaffen, 
die inzwischen schon fünf Jahre 
existiert. Über die Europäische 
Verteidigungs-Gemeinschaft, die 
EVG, wurde aus Gründen der 
Sicherheit, die den ganzen eu­
ropäischen Kontinent betrafen, 
das verwegene Experiment ge­
macht, die nationalen Heere 
aufzulösen und in eine inte­
grierte europäische Armee ein­
zugliedern. Als dieses bisher 
wohl weittragendste Projekt der 
europäischen Einigung im Jahre' 
1954 scheiterte, schien der Eu­
ropa-Idee beinahe der Todes­
stoß versetzt.

Europa vegetierte um so mehr, 
als die nationalen Staaten in 
Europa nun immer mehr wie­
der ihre eigenen nationalen An­
gelegenheiten nicht nur mit-, 
sondern gegeneinander auszu­
handeln und auszuspielen be­
gannen. Aber in diesen vier 
Jahren seit der schwarzen eu­
ropäischen Stunde haben sich 
die Unermüdlichen unter den 
europäisch denkenden Politikern 
darangemacht, ein neues, sehr 
nüchternes europäisches G'e- 
meinschaftsgebäude vorzuberei­

ten und zu errichten. Heute 
heißt es Gemeinsamer Markt, 
und es verheißt in zwölf bis 
fünfzehn Jahren einen europä­
isch geeinten freien Raum in 
unendlich viel weiterem und 
größerem Umfange als dem, in 
dem einst Friedrich List mit 
seiner Aufhebung der Binnen­
zölle ln den deutschen Staaten 
praktisch Deutschland geschaf­
fen hatte. Freilich, die europä­
ische Völkereinheit von morgen, 
die heute ihren Anfang nimmt, 
braucht noch mancherlei, um 
Europa als Einheit zur W irk ­
lichkeit zu machen. Sie braucht 
die Währungseinheit und, auf 
ihr aufgebaut, die politische 
Souveränität für Europa. Aber 
es ist kein Zweifel, daß der 
Hebel, der jetzt durch die red­
liche Vereinbarung zwischen 
den sechs Staaten der europä­
ischen Gemeinschaft in Gang 
gesetzt wurde, wirklich zum 
ersten Male die nationalen 
Grenzen zwischen den Kern­
staaten in der Mitte Europas 
aufzulösen beginnt.

*
Das ist kein Anlaß, die ver­

lorene Begeisterung für Europa 
nun wieder mit neuem Elan 
aufzufüllen. Aber es ist Grund 
genug, zu erkennen, daß die 
sachliche Vernunft der europä­
ischen Staaten dabei ist, einen 
jahrhundertealten Traum mit 
den sachlichen Mitteln der mo­
dernen Zeit in die Wirklichkeit 
umzusetzen. Das Europa, das 
hier wirklich entsteht, braucht 
freilich noch viel Zeit; denn es 
kann durch keinen Geburtsakt 
entstehen, den menschlicher 
W ille und menschliche Gefühle 
bestimmen. Die Politik der Eu­
ropäer erobert sich hier zäh, ge­
gen tausend Widerstände, ein 
Feld, das w ir alle gemeinsam 
bestellen müssen. In  Europa 
kann es keinen Tag X  geben, 
wie w ir ihn politisch und 
menschlich unablässig auf unse­
rem eigenen deutschen Lande 
erarbeiten müssen. Die europä­
ische Entwicklung verlangt, 
Station um Station, harte Mü­
hen und nüchternes Denken, 
W ir sind darin tatsächlich in 
den letzten zwölf Jahren weiter­
gekommen. In  unserer deut­
schen Frage aber brauchen wir 
keine Programme, wirtschaft­
liche und soziale Unionen, son­
dern w ir brauchen die mensch­
liche Einsicht derer, die uns das 
Zusammenleben und Zusammen­
sein verwehren.



Rohrkrepierer, . .  „Heia, heia Safari I"

Gesamtdeutsche Fiißballmsisiersciiaft ?
Gespräche unterbrochen, aber nicht ohne Chancen

Berlin (Eigenbericht). Seit 
einigen Wochen ■wird zwischen 
den Fußballverhänden der Bun­
desrepublik und der Sowjetzone 
über die Veranstaltung einer 
gesamtdeutschen Fußballmei­
sterschaft verhandelt. Bisher 
haben die Besprechungen noch 
nicht zu einem Ergebnis ge­
führt. Aber es ist immerhin 
möglich gebliehen, daß viel­
leicht schon 1958 der Kampf um 
die Meisterschaft von Deutsch­
land zwischen zwei Spielver­
einen aus West und Ost statt­
findet. Das Endspiel um die 
Deutsche Fußballmeisterschaft 
soll nach einem westdeutschen 
Vorschlag unter Umständen im 
Berliner Olympia-Stadion aus­
getragen werden, wohei man 
daran denkt, je  die Hälfte der 
Karten in  W est- und Ostberlin 
verkaufen zu lassen.

Der Deutsche Fußball-Bund  
der Bundesrepublik hat dem 
sowjetzonalen Fußballbund in 
den Verhandlungen vorgeschla­
gen, die gesamtdeutsche Mei­
sterschaft in Form von Grup­
penspielen auszutragen. Daran  
sollten sich vier Vereine aus 
der Sowjetzone, einer aus Ber­
lin je  drei aus Nord-, West- 
und Süddeutschland und zwei 
aus dem Südwesten beteiligen.;

Dieser Vorschlag ist vom so­
wjetzonalen Fußballbund abge­
lehnt worden. E r hat den Ge­
genvorschlag gemacht, der west­
deutsche Fußballmeister sollte 
gegen den Meister der Zone an- 
treten, und zwischen diesen bei­
den Vereinen sollte die Meister­
schaft ausgemacht werden. Auf 
diesen Vorschlag einzugehen, 
fühlte sich wiederum der west­
deutsche Fußballbund nicht le. 
gitimiert So sind die Verhand­

lungen zunächst unterbrochen 
worden.

Es besteht aber die Aussicht, 
daß sie demnächst wiederauf- 
genommen werden. Maßgebende 
politische Kreise der Bundes­
republik scheinen keine Beden­
ken gegen den sowjetzonalen 
Vorschlag zu hahen. Vor allem 
wäre es wohl übertrieben, da­
mit die Befürchtung zu verbin­
den, auf diesem W ege könnte 
die Eigenstaatlichkeit der Zone 
anerkannt werden, da es sich 
doch nur um Abmachungen zwi­
schen zwei Bünden handelt. Der 
Vorschlag des Zonen-Fußball- 
bundes bietet sogar insofern 
einen Vorteil, als man bei seiner 
Verwirklichung auf jeden Fall 
zu einem Endspiel um die 
Deutsche Meisterschaft zwischen 
einem westdeutschen und einem 
ostzonalen Verein kommt, wäh­
rend bei den Gruppenspielen 
mit der Möglichkeit zu rechnen 
wäre, daß am Endspiel nur 
zwei westliche Vereine teilneh­
men.



B IL D E R  D E R  W O C H E . O ben: Erste Au fnahm e von: „Vertip lan”. E r w urde jetzt fü r  
die amerikanische A rm ee  entwickelt und kann vertikal starten und landen. —  Unten: 
D ie südlichste Kirche der E rde steht in M cM urdo Sound in der Antarktis. Auch fü r  die 
dort stationierten amerikanischen Soldaten w urden  Weihnachtsgeschenke überbracht.


